
 

Informationsvorlage 

500/072/2022 

 

Amt/Abteilung: 

Sozialamt 

Datum: 24.11.2022 

Aktenzeichen: 

500 

 

An: Datum der Beratung Zuständigkeit 

   Stadtvorstand 28.11.2022  Vorberatung N 

Sozialausschuss 06.12.2022  Kenntnisnahme Ö 

 

   
 

Betreff: 

 

Bericht der Betreuungsbehörde 

Hier: Einwilligungen in ärztliche Eingriffe 

 

 

Information: 

 

Bei Menschen, die unter einer gesetzlichen Betreuung stehen, werden oftmals ärztliche 

Maßnahmen (z.B. Impfungen oder kleinere Operationen) ohne Zustimmung des 

gesetzlichen Betreuers oder der Betreuerin nicht durchgeführt. Manche Mediziner und 

Medizinerinnen sind der Auffassung, dass dies ohne die schriftliche 

Einwilligungserklärung des gesetzlichen Betreuers oder der Betreuerin nicht möglich ist. 

Das führt zu unnötigen Behandlungsverzögerungen und einem erhöhten zeitlichen 

(ggf. finanziellen) Aufwand für die Betreuer und Betreuerinnen. 

 

Oft ist nicht bekannt, dass der Mediziner und die Medizinerin bei jeder Maßnahme 

selbst feststellen muss, ob ein Betroffener oder eine Betroffene in der Lage ist Art, 

Bedeutung und Tragweite (Risiken) der ärztlichen Maßnahme zu erfassen 

(Beratungspflicht). 

 

Ein Flyer zum Thema dient der Handlungssicherheit. Mit einem ganz einfachen 

Ablaufschema ist es dem Nutzer oder der Nutzerin möglich festzustellen, ob sie oder er 

sich rechtssicher und gesetzeskonform gegenüber dem Betroffenen verhält. 

Auf dem Flyer sind Entscheider und Entscheiderinnen im medizinischen Bereich als 

Herausgeber und Herausgeberin benannt (Kassenärztliche Vereinigung, Medizinische 

Leitung der örtlichen Krankenhäuser, etc.). Damit, so die Hoffnung, wird diesem Thema 

die notwendige Reichweite und Seriosität verliehen. 

Dieser Flyer soll sowohl niedergelassen Ärzten wie auch den Krankenhäusern zur 

Verfügung gestellt werden. 
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Auswirkung: 

 

Nachhaltigkeitseinschätzung: 

Die Nachhaltigkeitseinschätzung ist in der Anlage beigefügt:            Ja ☐ / Nein ☒ 

 

 

Begründung:   

Die Vorlage berührt keine Nachhaltigkeitsaspekte 

 

 

Anlagen: 

-keine Anlagen- 
 

 

 

Beteiligtes Amt/Ämter: 

 

Dezernat II - BGM 

 

 

Schlusszeichnung: 
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